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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Aufhebung 
von Zuzugsbeschränkungen im Land Baden- 
Württemberg 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c, Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwiarf eines Gesetzes 

Über die Aufhebung von Zuzugsbeschränkungen 
im Land Baden- Württemberg 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Die Reditsanordnung des Direktoriums des 
Staatssekretariats für das französisch besetzte 
Gebiet Württembergs und Hohenzollerns 
über den Zuzug In das französisch besetzte 


B e g r ü 

Die vom früheren Direktorium des Staats- 
sekretariats für das französisch besetzte Ge- 
biet Württembergs und Hohenzollerns er- 
lassene Rechtsanordnung über den Zuzug In 
das französisch besetzte Gebiet Württembergs 
und Hohenzollerns Ist nach Artikel 73 Nr. 3 
In Verbindung mit Artikel 124 des Grund- 
gesetzes Bundesrecht geworden, das nach Ar- 
tikel 117 Abs. 2 des Grundgesetzes bis zu 
seiner Aufhebung durch Bundesgesetz in Kraft 
bleibt. Der Geltungsbereich der Rechtsanord- 


Gebiet Württembergs und Hohenzollerns vom 
12. März 1946 (Amtsblatt des Staatssekreta- 
riats Württemberg-Hohenzollern 1946 S. 41) 
wird aufgehoben. 

§ 2 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


n d u n g 

nung erstreckt sich nach Bildung des Landes 
Baden-Württemberg auf den heutigen Regie- 
rungsbezirk Südwürttemberg-Hohenzollern. 
Ihre Aufhebung Ist zur Wiederherstellung der 
Freizügigkeit nach Artikel 11 Abs. 1 des 
Grundgesetzes erforderlich. 

Die Landesregierung von Baden-Württem- 
berg hat um Aufhebung der Rechtsanordnung 
durch Bundesgesetz gebeten, da dem Lande 
die Gesetzgebungskompetenz nach den Arti- 
keln 70 ff. des Grundgesetzes nicht zusteht. 
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